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I. Auftrag
Dieser Bericht knüpft an den Bericht der Bundesregie-
rung vom 1. April 1999 (Drucksache 14/732) an und ent-
spricht der in § 5 Abs. 3 BStatG festgelegten Pflicht der
Bundesregierung, den Deutschen Bundestag alle zwei
Jahre über die durch Rechtsverordnung gemäß § 5 Abs. 2
BStatG angeordneten Bundesstatistiken sowie über die
nach Maßgabe des § 7 BStatG durchgeführten Bundes-
statistiken zu unterrichten. Nach § 13a Abs. 2 BStatG soll
der Bericht der Bundesregierung ergänzend über die vom
Statistischen Bundesamt und von den statistischen Äm-
tern der Länder durchgeführten Zusammenführungen aus
verschiedenen Bundesstatistiken nach § 13a Abs. 1
BStatG informieren.

Die im Text genannten Rechtsvorschriften sind im An-
schluss an den Bericht abgedruckt (s. Anhang 2).

II. Bundesstatistiken aufgrund von Rechts-
verordnungen nach § 5 Abs. 2 BStatG

Im Berichtszeitraum 1999/2000 hat die Bundesregierung
keine Bundesstatistiken nach § 5 Abs. 2 BStatG angeordnet.

III. Bundesstatistiken für besondere Zwecke
nach § 7 BStatG

Die Vorschrift des § 7 Abs. 1 BStatG erlaubt eine flexible
Reaktion auf kurzfristig auftretende Informationsbedürf-
nisse oberster Bundesbehörden, indem für Zwecke der
Vorbereitung und Begründung anstehender Entscheidun-
gen im Auftrag dieser Behörden Statistiken durchgeführt
werden dürfen. Dadurch können zeitnah die erforderlichen
verlässlichen Daten als Grundlage für anstehende politi-
sche Entscheidungen bereitgestellt werden, ohne dass eine
besondere Rechtsgrundlage geschaffen werden muss.

Gemäß § 7 Abs. 2 BStatG dürfen Bundesstatistiken zur
Klärung wissenschaftlich-methodischer Fragestellungen
auf dem Gebiet der Statistik durchgeführt werden. Durch
diese Regelung soll die amtliche Statistik in die Lage 
versetzt werden, das methodische Instrumentarium der
Bundesstatistik an den neuesten wissenschaftlichen Er-
kenntnissen zu orientieren und ständig weiter zu ent-
wickeln. Solche Weiterentwicklungen können vielfach so-
wohl zur Entlastung der Befragten als auch zu einem
effizienten Einsatz der vorhandenen Sach- und Personal-
ausstattung beitragen. Durch die Beteiligung auch an Pilot-
und Testerhebungen für europäische Statistikvorhaben
können frühzeitig nationale Gesichtspunkte erkannt und in
die weiteren Gestaltungs- und Entscheidungsprozesse ein-
bezogen werden. Zudem kann die deutsche amtliche Sta-
tistik durch solche Beteiligungen ihre Erfahrungen einbrin-
gen und die weitere Ausgestaltung der europäischen
Statistik mit beeinflussen.

Bundesstatistiken für besondere Zwecke dürfen maximal
10 000 Befragte erfassen und sind immer ohne Aus-
kunftspflicht durchzuführen. Zur Darstellung eines Ver-
laufs sind Wiederholungsbefragungen bis zu fünf Jahren
nach einer ersten Befragung zulässig. Diese Beschrän-
kungen gewährleisten, dass durch Statistiken nach 
§ 7 BStatG für Befragte keine hohen Belastungen entste-
hen, da nur relativ wenige Einheiten einbezogen werden
können und es den Befragten freigestellt ist, an einer 
Erhebung teilzunehmen.
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Aufgrund ihrer Flexibilität und relativ geringen Belastung
der Befragten gewinnen Erhebungen nach § 7 BStatG zu-
nehmende Bedeutung, insbesondere vor dem Hintergrund
notwendiger kurzfristiger Anpassungen des statistischen
Programms an den sich immer schneller wandelnden 
nationalen und internationalen Informationsbedarf (u. a.
zu neuen Formen der Beschäftigung, New Economy, 
E-Commerce). 

Damit die amtliche Statistik mit dieser Entwicklung
Schritt halten kann, hat sich der Statistische Beirat, der
nach § 4 BStatG das Statistische Bundesamt in Grund-
satzfragen berät, in seiner Sitzung am 5. Dezember 2000
dafür ausgesprochen, das Instrument der Erhebungen
nach § 7 BStatG zu erweitern. Er empfiehlt zur Flexibili-
sierung des Instruments eine angemessene Erhöhung der
Höchstgrenze von 10 000 Befragten, die noch auf das
Bundesgebiet vor der Vereinigung abgestellt ist, und eine
Ausweitung des in § 7 Abs. 1 BStatG bestimmten Kreises
der Auftraggeber. Die Bundesregierung wird diese Emp-
fehlung prüfen.

Aufgrund der Überschneidungen zwischen den Projekt-
laufzeiten bei den Statistiken nach § 7 und den Zeiträumen,
über die die Bundesregierung nach § 5 Abs. 3 BStatG dem
Deutschen Bundestag Bericht erstattet, werden im Folgen-
den sowohl die in dem betreffenden Zweijahreszeitraum
abgeschlossenen als auch die noch laufenden Projekte auf-
geführt. Die Ermittlung der Gesamtkosten der Statistiken
kann jedoch erst nach Abschluss der Erhebungen erfolgen.
Die tabellarische Übersicht im Anhang 1 zu diesem Be-
richt enthält nur abgeschlossene Projekte.

1. Bundesstatistiken zur Erfüllung eines drin-
genden Datenbedarfs der Bundesressorts
nach § 7 Abs. 1 BStatG

Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder führ-
ten in den Berichtsjahren 1999 und 2000 insgesamt drei
Erhebungen auf Grundlage des § 7 Abs. 1 BStatG durch,
von denen eine abgeschlossen wurde. 

1. Die Studie zur statistischen Beobachtung der Aus-
schreibungs- und Auftragsvergabepraxis für öffentli-
che Haushalte nach EU-Vorschriften wurde durch Vor-
lage des Abschlussberichts an das Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie im Februar 1999 abgeschlos-
sen. Die Untersuchung liefert wertvolle Erkenntnisse über
Art, Umfang und Struktur der öffentlichen Beschaffungen
von Gütern und Dienstleistungen in Deutschland.

2. Im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung wird seit dem Frühjahr 2000 vom Statistischen
Bundesamt die Zweite Europäische Erhebung über die
berufliche Weiterbildung (CVTS 2) durchgeführt. Ziel
dieser Erhebung ist es, für alle Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union aktuelle und vergleichbare Daten zu den
quantitativen und qualitativen Strukturen der beruflichen
Weiterbildung in Unternehmen bereitzustellen. Diese In-
formationen werden als Datenbasis für die Beratungen
über notwendige Maßnahmen der Weiterbildung in 

Unternehmen benötigt. Die Erhebung erfolgt bei 10 000
Unternehmen mit mindestens 10 Beschäftigten in nahezu 
allen Wirtschaftsbereichen. Der Abschlussbericht mit den
Ergebnissen wird voraussichtlich im Herbst 2001 vorlie-
gen.

3. Im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz wird
derzeit eine zweite Registerauswertung von Daten 
des Bundeszentralregisters über strafgerichtliche Ver-
urteilungen (Rückfallstatistik) durchgeführt. Ziel ist die
Bereitstellung aktueller Daten zur Legalbewährung bzw.
Rückfälligkeit von Straftätern als Indikatoren für die 
Effizienz des deutschen Strafrechts. In der 1998 abge-
schlossenen ersten Bundeszentralregisterauswertung
nach § 7 Abs. 1 BStatG war das theoretische Konzept der
Rückfallstatistik getestet und verfeinert worden. Derzeit
wird im Bundesministerium der Justiz geprüft, ob auf
Grundlage des überarbeiteten Konzepts die Rückfallstati-
stik als Bundesstatistik eingeführt werden soll. Der Ab-
schlussbericht mit den Ergebnissen des zweiten Laufs
Rückfallstatistik zur Rückfälligkeit von Straftätern wird
voraussichtlich Anfang 2001 vorliegen.

2. Erhebungen zur Klärung wissenschaftlich-
methodischer Fragestellungen nach § 7 
Abs. 2 BStatG

In den Jahren 1999 und 2000 wurden insgesamt drei Bun-
desstatistiken nach § 7 Abs. 2 BStatG durchgeführt, von
denen zwei Erhebungen abgeschlossen wurden.

1. Bei der Testerhebung zur Prüfung eines alternati-
ven Erhebungsbogens für die mündliche Befragung in
Haushaltserhebungen wurde auf der Basis des Frage-
programms des Mikrozensus 1996 ein neu konzipierter
Erhebungsbogen mit dem bislang eingesetzten Fragebo-
gen in einem Großtest verglichen. Die in einem Bericht in
1998 formulierten Testergebnisse zeigen, dass eine Qua-
litätsverbesserung der gewonnenen Daten durch den Ein-
satz des neuen Erhebungsbogens erreicht werden könnte,
dem Einsatz aber auch Kostengesichtpunkte bedingt
durch eine leicht verlängerte Interviewdauer und längere
Aufbereitungszeiten entgegenstehen. In den Statistischen
Landesämtern fanden im Anschluss daran in 1999 noch
weitere Untersuchungen zur Dauer der Bearbeitung der
Fragebogen mit BLAISE statt.

2. Im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung hatte das Statistische Bundesamt die Konzepte
und Methoden zur Ermittlung und Darstellung der öffent-
lichen und privaten Bildungsausgaben zu überprüfen und
Vorschläge zur Schließung von Datenlücken bzw. zur Ver-
vollständigung des statistischen Instrumentariums zu er-
arbeiten. Die im Rahmen dieses Forschungsprojekts initi-
ierte Erhebung über Einnahmen und Ausgaben der
privaten Schulen einschließlich der Schulen des Ge-
sundheitswesens und landwirtschaftlicher Schulen
wurde mit Vorlage des Endberichts im Frühjahr 1999 ab-
geschlossen. Die für das Jahr 1995 ermittelten Ausgaben
werden jährlich fortgeschrieben und u. a. in die Meldun-
gen der Bildungsausgaben an die EU, OECD, UNESCO
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sowie in das Budget für Bildung, Forschung und Wissen-
schaft einbezogen.

3. In Nordrhein-Westalen findet seit Anfang 2000 eine
Testerhebung zur statistischen Erfassung von Woh-
nungslosigkeit statt. Das vom Statistischen Bundesamt
gemeinsam mit den Statistischen Landesämtern von Bay-
ern, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Nord-
rhein-Westfalen in der vorgeschalteten Machbarkeitsstu-
die erarbeitete Konzept zur Erfassung ordnungs- und
sozialhilferechtlich untergebrachter Wohnungsloser soll
in der Praxis getestet werden. Die Erhebung wird vom
Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nord-
rhein-Westfalen durchgeführt. Auftraggeber ist das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen.
Mit dem Abschluss und dem Vorliegen erster Ergebnisse
kann Anfang 2001 gerechnet werden.

IV. Zusammenführungen aus verschiedenen
Bundesstatistiken nach § 13a BStatG

§ 13a BStatG regelt die Zusammenführung von Datensät-
zen aus verschiedenen Bundesstatistiken, um Informatio-
nen ohne zusätzliche Erhebungen zu gewinnen. Außer
nach § 13a BStaG ist eine statistikübergreifende Nutzung
von Einzelangaben nur erlaubt, wenn dies in einem ein-
zelstatistischen Gesetz ausdrücklich bestimmt ist.

Allerdings ist die nach § 13a BStatG mögliche Zusam-
menführung von Daten aus verschiedenen Wirtschafts-
und Umweltstatistiken aufgrund des vorgeschriebenen
Verfahrens mit erheblichem Organisations- und Arbeits-
aufwand verbunden. So dürfen zum Beispiel für eine Zu-
sammenführung nicht die in der für wirtschafts- und Um-

weltstatistiken geführten Adressdatei gespreicherten
Kennnummern verwendet werden, sondern es müssen
spezielle Nummern vergeben werden, die einen Rück-
schluss auf die gespeicherten Nummern ausschließen.

Wegen des aufwendigen Verfahrens ist diese Regelung,
die eigentlich eine Entlastung der Unternehmen von zu-
sätzlichen Befragungen bringen sollte, nur schwer an-
wendbar. Im Berichtszeitraum 1999/2000 sind nur in zwei
Fällen Datensätze aus verschiedenen Bundesstatistiken
nach § 13a BStatG zusammengeführt worden.

Die Statistischen Landesämter haben im Rahmen der jähr-
lichen „Statistik der Investitionen für Umweltschutz im
produzierenden Gewerbe“ (§ 15 des Umweltstatistikge-
setzes 1994)1) Verknüpfungen mit Datensätzen aus der
„Jährlichen Investitionserhebung“ gemäß § 3 Buchsta-
be B Ziffer I des Gesetzes über die Statistiken im Produ-
zierenden Gewerbe2) nach einem bundeseinheitlichen
Aufbereitungsprogramm vorgenommen.

Ferner wurden Datensätze der jährlichen Statistik „Erhe-
bungen der Waren und Dienstleistungen für den Umwelt-
schutz“ (§ 16 des Umweltstatistikgesetzes 1994) mit Da-
tensätzen aus Erhebungen auf Grundlage des Gesetzes
über die Statistiken im Produzierenden Gewerbe zusam-
mengeführt.

1) Umweltstatistikgesetz vom 21. September 1994 (BGBl. I 
S. 2530), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
19. Dezember 1997 (BGBI. I S. 3158).

2) Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 30. Mai 1980 (BGBl. I S. 641),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. August 1998
(BGBl. I S. 2036).
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Anhang 1

Übersicht über in den Jahren 1999 und 2000 abgeschlossene Erhebungen 
nach § 7 BStaG

Erhebungsumfang Gesamtkosten  
in DM 

Erhebung Auftrag-
geber 

Rechts-
grund-
lage 

Beteiligte  
Statistische 

Landesämter 
(StLÄ) 

Befragte 
Erhebungs-
einheiten 

Anzahl 
der Fra-

gen 

Finan-
zielle Be-
teiligung 

durch StBA StLÄ 

Studie zur statistischen Beob-
achtung der Ausschreibungs- 
und Auftragsvergabepraxis 
für öffentliche Aufträge nach 
EU-Vorschriften 

BMWi § 7 (1) HE, NW, TH 983 11 EU 172.800 92.000 

Testerhebung zur Prüfung ei-
nes alternativen Erhebungs-
bogens für die mündliche Be-
fragung in Haushaltserhe-
bungen 

StBA § 7 (2) NI, HB, NW, 
HE, RP, BW, 
BE, BB, MV, 
SN, ST, TH 

2 701 165 – 69.100 233.100 

Einnahmen und Ausgaben 
der privaten Schulen ein-
schließlich der Schulen des 
Gesundheitswesens und 
landwirtschaftlicher Schulen 

BMBF § 7 (2) NW rd. 2 900 18 BMBF 276.200 233.100 

Abkürzungen: BMWi = Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, BMBF = Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung, StBA = Statistisches Bundesamt, BB = Brandenburg, BE = Berlin, BW = Baden-Württemberg,
HB = Hansestadt Bremen, HE = Hessen, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI = Niedersachsen, NW = Nordrhein-
Westfalen, RP = Rheinland-Pfalz, ST = Sachsen-Anhalt, TH = Thüringen.
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Rechtsvorschriften gemäß Bundesstatistik-
gesetz (BStatG)

Berichtspflicht der Bundesregierung 
(§ 5 Abs. 3 BStatG)

„(3) Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen Bun-
destag alle zwei Jahre, erstmals im Jahr 1988, einen Bericht
über die nach Absatz 2 angeordneten Statistiken sowie über
die Statistiken nach § 7. Dabei sind die geschätzten Kosten
darzulegen, die dem Bund und den Ländern einschließlich der
Gemeinden und Gemeindeverbände entstehen. Ferner soll
auf die Belastung der zu Befragenden eingegangen werden.“

Bundesstatistiken aufgrund von Rechts-
verordnungen (§5 Abs. 2 BStatG)

„(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Wirt-
schafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Betrie-
ben und Arbeitsstätten sowie sonstige Statistiken, die als
Bundesstatistiken durchgeführt werden, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates mit einer Gel-
tungsdauer bis zu drei Jahren anzuordnen, wenn folgende
Voraussetzungen gegeben sind:

1. Die Ergebnisse der Bundesstatistiken müssen zur Er-
füllung bestimmter, im Zeitpunkt der Erhebung schon
festliegender Bundeszwecke erforderlich sein,

2. die Bundesstatistiken dürfen nur einen beschränkten
Personenkreis erfassen,

3. die voraussichtlichen Kosten der jeweiligen Bundes-
statistik ohne die Kosten für die Veröffentlichung dür-
fen beim Bund und bei den Ländern einschließlich der
Gemeinden und Gemeindeverbände zusammen zwei
Millionen Euro für die Erhebungen innerhalb eines
Jahres nicht übersteigen.

Wirtschafts- und Umweltstatistiken dürfen mit Aus-
kunftspflicht, sonstige Statistiken dürfen nur ohne Aus-
kunftspflicht angeordnet werden.“

Bundesstatistiken für besondere Zwecke 
(§ 7 BStatG)

„(1) Zur Erfüllung eines kurzfristig auftretenden Da-
tenbedarfs für Zwecke der Vorbereitung und Begründung 

anstehender Entscheidungen oberster Bundesbehörden
dürfen Bundesstatistiken ohne Auskunftspflicht durchge-
führt werden, wenn eine oberste Bundesbehörde eine sol-
che Bundesstatistik fordert.

(2) Zur Klärung wissenschaftlich-methodischer Fra-
gestellungen auf dem Gebiet der Statistik dürfen Bun-
des-statistiken ohne Auskunftspflicht durchgeführt wer-
den.

(3) Das Statistische Bundesamt ist berechtigt, die Bun-
desstatistiken nach den Absätzen 1 und 2 durchzuführen,
soweit dies in den Fällen des Absatzes 1 nicht von den 
statistischen Ämtern der Länder innerhalb der von den
obersten Bundesbehörden gesetzten Fristen und in den
Fällen des Absatzes 2 nicht von den statistischen Ämtern
der Länder selbst erfolgt.

(4) Bundesstatistiken nach den Absätzen 1 und 2 dürfen
jeweils höchstens zehntausend Befragte erfassen.

(5) Wiederholungsbefragungen sind auch zum Zweck
der Darstellung eines Verlaufs bis zu fünf Jahren nach der 
ersten Befragung zulässig.“

Zusammenführungen aus verschiedenen 
Bundesstatistiken (§ 13a BStatG)

„(1) Zusammenführungen von Datensätzen aus Statisti-
ken nach § 13 Abs. 1, die auf verschiedenen Rechtsvor-
schriften beruhen, dürfen durchgeführt werden, soweit es
zur Gewinnung von Informationen ohne zusätzliche stati-
stische Erhebungen erforderlich ist. Hierfür sind Num-
mern zu verwenden, die einen Rückgriff auf die Kenn-
nummern nach § 13 Abs. 2 Satz 2 ausschließen. Die
Datensätze der gleichen Erhebungseinheiten erhalten je-
weils die gleiche Nummer. Die Entscheidung über die Zu-
sammenführungen nach Satz 1 treffen der Präsident des
Statistischen Bundesamtes und die Leiter der statistischen
Ämter der Länder für ihren Zuständigkeitsbereich.

(2) In dem von der Bundesregierung nach § 5 Abs. 3 zu
erstattenden Bericht ist zusätzlich über die vom Statisti-
schen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Län-
der durchgeführten Zusammenführungen nach Absatz 1 
Satz 1 zu unterrichten.“

Anhang 2
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